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3. Corona und Politik 
 
 
 
Im Kontext von Corona und Demokratie stellen sich zahlreiche Fragen um die 
Einschränkung der Grundrechte, das Funktionieren des Föderalismus, die 
Problemlösungskompetenz liberaler Demokratien, Möglichkeiten und Grenzen 
parlamentarischer Mitgestaltung, die mögliche Radikalisierung des politischen 
Protestes und eine von manchen Beobachtern schon attestierte Rückkehr des 
Autoritären. Nicht zuletzt geht es um eine Stresstest für unsere Demokratie, bei 
dem es die Funktionslogik unseres politischen Systems zu berücksichtigen gilt. 
 
Hier stellen sich zahlreiche demokratietheoretische Fragen (Anm. 31): 
 
„In einer Forsa-Umfrage vom September ist der Anteil der Menschen, die den Staat für voll 
handlungsfähig halten, im Vergleich zu früheren Befragungen rasant gestiegen. Geht damit 
die Rückkehr des ‚starken Staates‘ einher – und wie sieht dieser aus? Waren wir gut oder 
doch eher schlecht auf diese Pandemie vorbereitet und welche Lehren müssen wir daraus 
ziehen? Haben sich die Prinzipien unserer freiheitlich-demokratischen Ordnung auch in 
Krisen bewährt oder geht die von der Bundeskanzlerin festgestellte ‚demokratische 
Zumutung“ nicht doch mit einer inakzeptablen Gefährdung der demokratischen Institutionen 
und Prozesse einher? Was bedeutet „Volkssouveränität! In Pandemiezeiten und was heißt 
„europäische Souveränität“ in diesem Zusammenhang?“ 
 
Bei der Frage, welche Folgen die Pandemie für Demokratien hat, unterscheiden 
sich die Positionen fundamental:  
 
So setzt sich etwa Suzanne S. Schüttemeyer im Interview „Corona-Krise: 
Welche Folgen hat die Pandemie für Demokratien?“ (Anm. 32) kritisch mit dem 
häufig bemühten Narrativ der Corona-Krise als „Stunde der Exekutive“ anhand 
der Aspekte Gewaltenteilung in Deutschland, Rolle der Parlamente und   
Auswirkungen der Krise auf die Demokratie auseinander. 
Die Gründerin des Instituts für Parlamentarismusforschung möchte 
diesbezüglich gegenüber der kritischen Betrachtung in der Öffentlichkeit, in der 
das Parlament vor allem auf seine Kommunikationsfunktion reduziert werde, 
differenzieren: 
 
„Da hat das Parlament nicht als Ganzes, sondern in Teilen mitgewirkt, nämlich die Fraktionen 
und insbesondere bestimmte Abgeordnete und Fraktionsführungen. Die Opposition ist von der 
Kanzlerin und von den Ministerien über geplante Gesetzesvorhaben und Entscheidungen 
informiert worden und konnte mitsprechen. Die beiden Regierungsfraktionen sind ausführlich 
beteiligt worden und haben in Fraktionssitzungen über die Vorschläge beraten. Hier hat es 
eine kurze, aber dennoch gründliche Befassung durch die nicht so öffentlich sichtbaren Teile 
des Bundestages gegeben. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass der Bundestag und auch die 
Landtage sich wieder stärker als die Institutionen präsentieren müssen, in denen politische 
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Entscheidungen öffentlich diskutiert, Vor- und Nachteile von Problemlösungen erläutert und 
kritisch beleuchtet werden. Dies ist die genuine Aufgabe des Parlaments.“ 
 
Bei der Frage, ob die Gerichte ihre kritische Kontrollfunktion noch wahrnehmen 
können, zieht die Autorin ein positives Fazit; gibt aber zu bedenken, dass man in 
Deutschland die sehr starke Einschränkung der Grundrechte lange Zeit eher 
unkritisch hingenommen habe: 
 
„Mich besorgt eher, wie spät wir in Deutschland angefangen haben, die massiven 
Einschränkungen von Grundrechten zu thematisieren. Hier haben wir für eine relativ lange 
Zeit den medizinischen Argumenten, den Infektionszahlen und dem moralischen Gebot, 
Menschenleben zu retten, den Vorrang gegeben, haben aber gar nicht geschaut, was auf der 
anderen Seite der Waagschale liegt: Ist es angemessen und verhältnismäßig, dass wir die 
Grundrechte so weit einschränken, die Freiheitsrechte, die Versammlungsrechte, 
Demonstrationsrechte und so weiter?“ 
 
Entgegen vielfacher kritischer Ausführungen in der publizistischen Debatte 
erblickt die Autorin auch keine Gefährdung der parlamentarischen Demokratie. 
Anders sehe es in Ungarn, Brasilien und Polen aus:  
 
„Diese Länder, die wir trotz besorgniserregender Tendenzen noch zu den demokratischen 
gezählt haben, haben die Krise genutzt, um Freiheitseinschränkungen mit einem noblen Ziel 
zu rechtfertigen.  
In vielen nichtdemokratischen Ländern wird es sicherlich weitere Einschränkungen von 
Rechtstaatlichkeit geben, Korruption wird wahrscheinlich zunehmen, soziale Ungleichheit   
wachsen und Freiheitsrechte werden noch weiter eingeschränkt. Autoritäre Systeme haben 
jetzt die Chance, zusätzliche massive Einschränkungen von Freiheit und politischen Rechten 
mit wunderbaren, moralisch aufgeladenen Gründen zu versehen.“ 
 
Auch im Hinblick auf die partiell propagierte überlegene 
Problemlösungsfähigkeit von Autokratien und Diktaturen bei der schnellen 
Umsetzung von Maßnahmen findet Schüttemeyer keine Belege.  
 
 
 Der ehemalige Verfassungsrichter Hans-Jürgen Papier diskutiert 
verfassungsrechtliche Aspekte der Corona-Krise in seinem Artikel 
„Verfassungsrechtliche Perspektiven“ (Anm. 33). 
 
In der Corona-Pandemie muss der Staat einen angemessenen Ausgleich 
zwischen Freiheit und Sicherheit herstellen. Aus der Sicht Papiers gilt es dabei 
„die für Grundrechtseingriffe erforderliche demokratische Legitimation zu 
stärken und Rechtssicherheit zu gewährleisten.“ 
Eingangs betont er die in ihrem Ausmaß und in ihrer Tragweite bislang einmalig 
weitreichenden Grundrechtseinschränkungen. Angesichts der zentralen 
verfassungsmäßigen Verankerung der Grundrechte stellt der emeritierte 
Professor für Öffentliches Recht an der Ludwig-Maximilians-Universität 
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München klar: „Die staatlichen Eingriffe, nicht aber die Geltendmachung der 
Freiheitsrechte bedürfen der Rechtfertigung.“ Bei der Verhältnismäßigkeit der 
Eingriffe gelte es abzuwägen: Je größer die Gefahren für Leben und Gesundheit 
seien, desto massiver und umfassender dürften die Grundrechtseinschränkungen 
auch ausfallen. Dieser Abwägungsprozess habe komplexen Kriterien (S. 5) zu 
genügen: 
 
„Der Staat muss unter Heranziehung externen Sachverstands stets prüfen, welche 
Gefahrenabwehr- und Vorsorgemaßnahmen angemessen im Verhältnis zur aktuellen 
Gefahrenlage sind. Diese Fragen der rechtlichen Abwägung sind zwingend interdisziplinär zu 
beantworten und dürfen nicht ausschließlich Virologinnen, Medizinern, Epidemiologinnen 
und Naturwissenschaftlern überlassen werden.“ 
 
Ausdrücklich betont Papier den breiten Ermessensspielraum sowohl der 
Regierung als auch der Gerichte. Aus seiner Sicht bestehen aber begründete 
Zweifel, ob die rechtfertigungsbedürftigen Beschränkungen vonseiten der 
politischen Entscheidungsträger immer richtig begründet werden können. 
Natürlich müsse auch der Parlamentsvorbehalt beachtet werden. Papier fordert 
im Falle eines Shutdowns eine über die Grundlagen des 
Infektionsschutzgesetzes hinausgehende Legitimationsgrundlage (S. 7) 
 
„Ein sogenannter Shutdown nationalen Ausmaßes ist aber in diesem Gesetz weder 
angesprochen noch in grundsätzlicher Hinsicht geregelt. Eine derartige massive und nicht nur 
kurzzeitige Einschränkung des gesamten gesellschaftlichen und individuellen Lebens sollte 
nicht auf eine solche Generalklausel gestützt werden dürfen, also dem weitgehenden 
Ermessen von 16 Landesregierungen und ihrer nachfolgenden Behörden überantwortet sein.“ 
 
Hinsichtlich der Kritik am Föderalismus positioniert sich Papier eindeutig: Eine 
generelle Zentralisierung lehnt er entschieden ab und setzt darauf, dass die 
Gesundheitsämter vor Ort auf die unterschiedlichen regionalen Anforderungen 
angemessen reagieren werden. Die lange Zeit versäumte Anordnung des 
Tragens von Schutzmasken in der Öffentlichkeit betrachtet er kritisch, da sie mit 
den geringsten Grundrechtseinschränkungen verbunden gewesen wäre.  
 
Abschließend fordert der Autor in Analogie zum Verteidigungsfall eine 
Krisenfestmachung der Demokratie im Hinblick auf einen epidemischen 
Notstand: „Für den epidemischen Notstand von nationalem Ausmaß fehlt indes 
nach wie vor eine rechtlich hinreichende Vorsorge. Dieser Frage sollte man 
umgehend nachgehen und sie zukunftsorientiert und angemessen lösen.“ 
 
Bei den Überlegungen, wie mit den langfristigen Folgen der Pandemie 
umgegangen werden kann, gewinnt die Frage nach der 
Problemlösungskompetenz liberaler Demokratien an Relevanz.  
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Ausgehend vom unterschiedlichen Umgang mit der Pandemie in China und in 
den USA untersucht der Historiker Philipp Ther im Artikel „Die Corona-
Pandemie als Herausforderung für Demokratie und europäische Integration“ 
(Anm. 34) die zukunftsrelevante Frage, ob die EU trotz des Zerfalls der 
Demokratie in einigen Mitgliedsstaaten eine Chance hat, als Sieger aus der 
Konkurrenz zwischen den zwei Großmächten USA und China hervorzugehen. 
Begann die Covid-19-Pandemie zunächst als Herausforderung für die 
postmoderne Diktatur China, so existiert nach Ansicht des Autors inzwischen 
ein globaler Systemwettbewerb, in dem alte etablierte Demokratien wie die 
USA und Großbritannien keineswegs ein überzeugendes Krisenmanagement 
gezeigt hätten. 
 
In Kontrast zu den osteuropäischen Demokratien haben die stärker regulierten 
liberalen Demokratien in Europa die Pandemie „bislang relativ gut bewältigt.“ 
Dennoch müsse auf erhebliche Risiken für liberale Demokratien hingewiesen 
werden und hierbei spiele die Frage, welches Land am besten aus der Krise 
kommt, eine zentrale Rolle.  
Im Hinblick auf die USA bemängelt der Professor für Geschichte 
Ostmitteleuropas an der Universität Wien und Direktor des Research Center for 
the History of Transformations (RECET) insbesondere das weitgehende Fehlen 
eines Sozialstaates, während die Covid-19 Pandemie die autoritären und 
rechtsnationalistischen Parteien und Politiker Ostmitteleuropas gestärkt habe.  
Herausforderungen für die EU sieht der Autor insbesondere in der Aufhebung 
der Gewaltenteilung in mancher ihrer Mitgliedsländer. Hier komme der 
deutschen Ratspräsidentschaft eine zentrale Rolle zu. Bei den Corona-
Hilfsprogrammen müsse Deutschland dabei unbedingt auf Rechtsstaatlichkeit 
beharren. Auch die prekäre Haushaltslage einiger Staaten der EU (insbesondere 
Italiens) gebe Anlass zu großer Sorge. 
Deshalb bilanziert Ther (S. 45): „Der Systemwettbewerb in und nach der 
Pandemie ist ein großes Experiment mit offenem Ausgang.“ 
 
Was die Leistungsfähigkeit des Föderalismus in der Corona-Krise in 
Deutschland betrifft, so fällt das Fazit Nathalie Behnkes im Artikel 
„Föderalismus in der (Corona-)Krise? Föderale Funktionen, Kompetenzen und 
Entscheidungsprozesse“ (Anm. 35) entgegen der vielfach in der publizistischen 
Debatte geäußerten Kritik am Föderalismus eher positiv aus. „Die 
friedenssichernde, demokratie- und effizienzsteigernden Vorteile föderaler 
Koordinations- und Entscheidungsprozesse werden in der öffentlichen wie in 
der wissenschaftlichen Diskussion gerne übersehen“, so eine erkennbare 
Grundposition ihrer Argumentation. 
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Im Beitrag möchte sie die Vor- und Nachteile einer föderalen Staatsorganisation 
im Kontext der Corona-Krise empirisch hinterfragen. Dabei stehen die 
folgenden fünf Thesen im Zentrum ihrer Überlegungen: 
 
„These 1: Der Föderalismus führt zu langsamen Entscheidungen, 
These 2: Der Föderalismus führt zu Rechtszersplitterung; 
These 3: Der Föderalismus schützt die individuelle Freiheit; 
These 4: Der Föderalismus führt zu sachlich besseren Entscheidungen; 
These 5: Der Föderalismus sichert eine regionalenBedürfnissen angepasste Produktion 
öffentlicher Güter und Dienstleistungen.“ 
 
Trotz einiger Hinweise auf Unübersichtlichkeit und Zersplitterung des 
Regelwerks und einiger unerwünschter Effekte seitens einiger politischer 
Entscheidungsträger mit Wahlambition könne insgesamt durchaus von einer 
positiven Leistungsbilanz (S. 15) des deutschen Föderalismus in der Corona-
Krise ausgegangen werden: 
 
„In der Phase des Corona-Lockdowns wurde im Frühjahr 2020 (…) letztlich eine effiziente 
Balance zwischen zentralen, multilateral verhandelten und koordinierten sowie individuellen, 
dezentral getroffenen Entscheidungen gefunden. (…) Entgegen der landläufigen Kritik hat 
sich dieser gerade in der Krise als effizient und leistungsfähig erwiesen. Zwar wurde auf eine 
übergriffige Zentralisierung verzichtet, die die Reform des IfSG ermöglicht hätte, aber dieses 
Risiko gilt es auch für die Zukunft zu kontrollieren, um die freiheitssichernden, rationalitäts- 
und wohlfahrtssteigernden Vorteile der föderalen Machtteilung zu erhalten.“ 
 
Viel kritischer als Schüttemeyers positive Bilanz fällt die appellierende 
Positionsbekundung „Corona – Das Virus und die Demokratie“ (Anm. 36) des 
Verein „Mehr Demokratie e. V.“ aus, in der - ausgehend von 
demokratietheoretischen Überlegungen – Forderungen an die Politik gestellt 
werden. Aus Sicht der Autoren hat das Corona-Virus „eine Krise mit 
Superlativen ausgelöst“, die sich wie folgt darstellt: 
 
„Noch nie wurden in so kurzer Zeit so viele Grundrechte eingeschränkt, noch 
nie wurde es so deutlich offenbar, was die Gesundheitssysteme hier und 
anderswo auf dieser Welt zu leisten vermögen. (…) Es bestehen Ängste, der 
Ausnahmezustand könnte zur Normalität werden. (…) Die Solidarität der 
Menschen untereinander fußt auf dem Vertrauen in die Politik. Dies darf nicht 
verspielt werden.“ 
 
Aus dieser Situationsanalyse werden die folgenden Forderungen abgeleitet: 
 
„1. Die Parlamente müssen die grundlegenden Entscheidungen treffen. (…) 3. 
Verhältnismäßigkeit wahren, Verordnungen und Gesetze befristen (…) Auch ein mehrfach 
verlängertes Ausnahmegesetz darf nicht in den gewöhnlichen Rechtsbestand übergehen (…) 
4. Beratungsgremien breit besetzen Die Beratung der Politik muss interdisziplinär erfolgen. 
Eine Pandemie ist nicht nur eine virologische Krise, vielmehr ein medizinisch-pflegerisches 
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Problem. Und nicht nur das. Die Mitwirkung der Sozialwissenschaften, der Ethik, der 
Ökonomie, von Rechts- und Politikwissenschaft sind unverzichtbar. (…) 5. Bürger einbinden 
Einzubinden ist auch die Kompetenz der Bürger der Bürgerrinnen und Bürger. (…) 
Notwendig sind endlich Bürgerbeiräte auf allen politischen Ebenen. (…)  7. Wahlen nicht 
einschränken Die Corona-Krise darf nicht Ausgangspunkt für einen Abbau demokratischer 
Standards sein. Im kommenden Jahr stehen Bundestags- und Landtagswahlen in sechs 
Bundesländern sowie etliche Kommunalwahlen an. (…) Die Briefwahlunterlagen sollten allen 
Stimmberechtigten automatisch zugestellt, aber dennoch die Wahllokale geöffnet werden. 
(…) 9. Den Umgang mit der Krise evaluieren Das Krisenmanagement von Politik und 
Verwaltung soll evaluiert und es sollen Lehren für die Zukunft gezogen werden. Hier schlägt 
Mehr Demokratie gemeinsam mit dem BUND, dem Bund der Steuerzahler und foodwatch 
vor, eine Parlamentskommission einzusetzen, die hälftig von Abgeordneten und Experten aus 
der Zivilgesellschaft besetzt ist. Die Ergebnisse sollen von einem losbasierten Bürgerrat 
bewertet werden.“ (Eigene Hervorhebung)  
 
Es ist sicher kein Wunder, dass sich gegen so weit reichende Eingriffe in die 
Grundrechte ein breiter gesellschaftlicher Protest etablierte, der zur politischen 
Urteilsbildung herausfordert. So wird in den zusammen mit dem Verlag 
Bergmoser + Höller von der FAZ herausgegebenen Unterrichtsimpulsen „Anti-
Corona-Demos Eine Gefahr für die Demokratie?“ (Anm. 37), die auf drei 
Unterrichtsstunden für die Jahrgangsstufen 10-13 angelegt sind, u.a. die 
Heterogenität der Demonstranten herausgearbeitet. Neben extremistischen 
Tendenzen gibt es auch unter den Nichtextremisten ein riesiges Spektrum, das 
Impfgegner, Esoteriker, Verschwörungstheoretiker, Anhänger Wladimir Putins 
und der Umweltbewegung umfasst.  Gerade der Einsatz von Gewalt sichert der 
Bewegung eine hohe mediale Aufmerksamkeit. Hier treffen Bürger aus der 
politische Mitte auf extremistische Akteure, zu denen sie zuvor in ihrem Alltag 
kaum Kontakte pflegten. Daraus resultieren durchaus Gefahren für unsere 
Demokratie, da der Rahmen des Zeig- und Sagbaren sich weiter verschiebt und 
sich Teilnehmer aus der politischen Mitte radikalisieren könnten. 
In der abschließenden Urteilsbildung gilt es dann zu prüfen, ob Anti-Corona-
Demos verboten werden sollten. 
Im zweiten Teil wird dem Phänomen der weit verbreiteten 
Verschwörungstheorien am Beispiel der QAnon-Bewegung nachgegangen, 
deren Anhänger davon überzeugt sind, dass Politiker das Blut von Kindern 
trinken, um sich zu verjüngen. Die Schülerinnen und Schüler sollen 
herausarbeiten, weshalb Verschwörungstheorien in Krisenzeiten für viele 
Menschen attraktiv sind und welche Gefahren von QAnon für die Demokratie 
ausgehen. Hierbei wird empfohlen, einen 18-minütigen Clip“frontal: QAnon: 
Wie gefährlich kann eine Verschwörungstheorie werden?“  (abrufbar unter  
https://www.zdf.de/politik/frontal-21/qanon-wie-gefaehrlich-kann-eine-
verschwoerungstheorie-werden-100.html) zu nutzen. Abschließend werden die 
Schüler dazu aufgefordert zu überlegen, ob bzw. wie in einem Gespräch mit 
Verschwörungstheoretikern umgegangen werden sollte. 
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Wer die Thematik Fake News und Verschwörungstheorien unterrichtlich in der 
Sek. II vertiefen möchte, der kann auf das Dossier „Fake News und 
Verschwörungstheorien rund um Covid-19“ des Zentrum polis – Politik lernen 
in der Schule zurückgreifen. Auf der österreichischen Website lassen sich etwa 
Artikel des Vereins Mimikama finden, der täglich über Verschwörungstheorien 
und Falschmeldungen rund um das Corona-Virus berichtet. Englischaffine 
Nutzer können auch auf der Seite der Weltgesundheitsorganisation „Corona-
Virus disease (COVID-19) advice fort he public: Myth busters“ recherchieren, 
auf derzahlreiche Falschmeldungen um das Coronavirus aufgelistet und mit 
einem Faktencheck versehen werden. 
Schon gut in der Mittelstufe einsetzbar ist Ralf Paulis Beitrag „5G ist schuld!“ in 
der Jugendzeitschrift Fluter (bpb.de), in dem sechs aktuell kursierende 
Verschwörungstheorien zum Corona-Virus näher unter die Lupe genommen 
werden. 
 
Der Politologe Professor Dr. Stefan Marschall, Inhaber des Lehrstuhls für 
Politikwissenschaft am Institut für Sozialwissenschaften der Heinrich-Heine-
Universität Düsseldorf, setzt sich mit den fundamentalen Strukturgrundsätzen 
der Bundesstaatlichkeit und der Demokratie im Kontext der Corona-Krise in 
seinem Artikel „Staatsprinzipien im Stresstest Deutschland in der Corona-Krise“ 
(Anm. 39) auseinander. Er betrachtet die Pandemie als „game changer“, eine 
Weichenstellung, bei der Entscheidungen getroffen werden, die weit über die 
nächsten Jahre hinaus Konsequenzen im politischen System in allen drei 
Bereichen Polity, Politics und Policy haben werden: 
 
„Durch die Pandemie können z. B. die Karrieren von Politikerinnen und Politikern verändert, 
beschleunigt oder abgebremst werden. Bestimmte Politikfelder (z. B. Gesundheitspolitik) 
erhalten langfristig eine neue Gewichtung, einige Institutionen eine zuvor nicht gekannte 
Relevanz, andere eine Degradierung. Gleichfalls ist mit Veränderungen im Parteiensystem, 
mindestens mit Verschiebung der Gewichte zwischen den Parteien zu rechnen, wenn nicht 
sogar mit dem Aufkommen von Parteien, die die Pandemie oder ihre Folgen zum 
Gründungsanlass nehmen.“ 
 
Marschall glaubt, - so seine These – dass auch die zentralen in Art. 20 GG 
verankerten Staatsprinzipien „einem substantiellen Stresstest unterzogen 
wurden, der an beiden nicht spurlos vorübergehen wird.“ 
In seiner Analyse des Föderalismus verweist er auf einen Wechsel der Phasen 
Zentralisierung und Koordinierung sowie Phasen der Dezentralisierung hin. 
 
 
 
Dass wir in der Pandemie gerade die Rückkehr eines starken Staates erleben, 
steht für viele Beobachter fest. Winfried Kluth, Inhaber des Lehrstuhls für 
Öffentliches Recht an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, geht in 
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seinem Beitrag „Rückkehr zum starken Staat – aber zu welchem? Das 
Souveränitätsparadigma im Lichte der Pandemieerfahrung“ (Anm. 40) aber 
nicht von einer echten Gefährdung demokratischer Institutionen in Deutschland 
aus, wie sie partiell von Kritikern der staatlichen Maßnahmen attestiert wird. 
 
Aus seiner Sicht (S. 13) sollte aber „das Leitbild des zum Schutz der 
Bevölkerung fähigen demokratischen Verfassungsstaates neu in den Fokus 
gerückt und ein Respekt und Solidarität einbeziehendes Gegenseitigkeitsmodell 
mit Inhalt und Leben gefüllt werden.“ 
 
Zunächst prüft Kluth, ob und inwiefern im Kontext der Covid-19-Pandemie 
staatliche Herrschaftsansprüche erweitert bzw. verändert wurden. Trotz der im 
Rahmen der zahlreichen Eindämmungsverordnungen ergriffenen Maßnahmen 
der Gefahrenabwehr geht der ehemalige Richter des Landesverfassungsgerichts 
Sachsen-Anhalt davon aus, dass wir uns keinesfalls in Richtung eines 
Polizeistaates bewegen, denn die Maßnahmen seien in der traditionellen 
liberalen Rechtsordnung und ihrer Logik begründet, dem Einzelnen und der 
Allgemeinheit drohende Gefahren effektiv und rechtzeitig abzuwehren“. Freiheit 
und Sicherheit wurden Kluth zufolge bewahrt. Das Spezifikum der Lage (S. 16) 
besteht s. E. 
 
„..erstens darin, dass potentiell jeder Bürger zur Gefahrenquelle mutiert ist, weshalb die 
sachliche Reichweite der im Grunde schlichten polizeirechtlichen Handlungslogik neue 
Dimensionen erreicht hat. 
. Zweitens fehlte zu Beginn ein gesichertes Wissen in Bezug auf die Art der Gefährlichkeit 
des neuen Virus mit der Folge, dass zunächst ein vorsichtiges Herantasten an die Kriterien für 
geeignete und erforderliche Maßnahmen notwendig war.“   
 
Die zahlreichen und z. T. auch unterschiedlichen Gerichtsentscheidungen 
belegen einen funktionierenden Rechtsstaat. Kluth geht auch davon aus, dass die 
meisten der getroffenen Maßnahmen einer verfassungsrechtlichen Überprüfung 
standhalten würden. 
 
Auch in Bezug auf die konträre Kritik an der fehlenden Einheitlichkeit der 
Maßnahmen („föderalistischer Flickenteppich“) entgegnet der Autor, der 
Wettbewerbsföderalismus habe seine Leistungsfähigkeit grundsätzlich auch in 
der Pandemie bewiesen. Zudem habe dies auch zu einer besseren 
demokratischen Legitimation der getroffenen Maßnahmen beigetragen. 
 
Die von zahlreichen Beobachtern aufgestellte These, die Krise sei eine Stunde 
der Exekutive, beruht Kluth zufolge auf einer unzureichenden Perzeption (S. 
16f.): 
 
„Denn abgesehen von der Ausdünnung der Sitzungstermine des Parlaments aus Gründen des 
Infektionsschutzes haben sich die Machtverhältnisse bei den Entscheidungsprozessen nicht 
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entscheidend verschoben. Anders als bisweilen suggeriert wurde, hat der deutsche Staat weder 
auf Notverordnungsrechte zurückgegriffen noch ist es zu einer Usurpation parlamentarischer 
Zuständigkeiten durch die Regierung gekommen. In den allermeisten Fällen wurden die 
Eindämmungsmaßnahmen auf bestehende gesetzliche Regelungen zum Infektions- und 
Katastrophenschutz gestützt und wo diese sich als unzureichend erwiesen, wurden sie in 
regulären Gesetzgebungsverfahren angepasst und erweitert. (…) Die Gerichte reagierten 
durchweg aufmerksam und zeitnah. (…)“ 
 
Eine Gefährdung demokratischer Institutionen habe es zu keiner Zeit gegeben. 
Worin liegt aber die besondere Stärke des demokratischen Verfassungsstaates?  
 
Unter Rekurs auf Abraham Lincolns Formulierung („government of  the people, 
by the people, for the people“) und Art. 9 des EU-Vertrags  mit seiner 
besonderen Betonung der fundamentalen demokratischen Gleichheit aller 
Bürgerrinnen und Bürger vertritt Kluth hier die Position, dass der demokratische 
Verfassungsstaat in den vom Parlament beschlossenen Gesetzen „den 
Bedürfnissen und Interessen der Bürgerrinnen und Bürger ein gleiches Maß an 
Aufmerksamkeit schenkt, wie es Art. 9 des EU-Vertrags mustergültig formuliert 
hat.“ 
 
In Zeiten einer Pandemie – so lässt sich in Bezug auf das vom 
Bundesverfassungsgericht formulierte „Untermaßverbot“ argumentieren – ist 
der Staat „dazu verpflichtet, vor allem in Bezug auf das Grundrecht auf Leben 
ein Mindestmaß an effektiven Schutzmaßnahmen zu ergreifen.“ 
 
Folglich dürfe der Staat nicht untätig bleiben. Kluth rechtfertigt ausdrücklich 
den seitens des deutschen Staates eingeschlagenen Weg, dem Schutz vulnerabler 
PersonengruppenVorrang vor wirtschaftlichen und kulturellen Interessen zu 
gewähren, da der Staat sich nicht an der Durchsetzung seiner Interessen, sondern 
am Leitbild eines „government for the people“ orientiere.  
 
Hier stelle sich allerdings auch die Frage, wie man diejenigen in den Diskurs 
einbinden könne, die sich nicht auf die Debatte einließen. Hier möchte der Autor 
für eine an Paul Colliers Beitrag „Sozialer Kapitalismus“ angelehnte 
„Gegenseitigkeitsordnung“ werben, die den Respekt und das Vertrauen in die 
anderen Teile der Gesellschaft als eine zentrale Grundbedingung jeglicher Form 
von Prosperität betont. Diese gelte es schon in der Schule zu vermitteln. 
Der moderne demokratische Verfassungsstaat sei im Gegensatz zum klassischen 
liberalen Rechtsstaat mehr auf Legitimation und politische wie gerichtliche 
Kontrolle angewiesen, „damit der Staat seinen selbstgesetzten 
Steuerungsanspruch umsetzen, damit seine innere Souveränität bewahren und 
die Gesellschaft in ihrer gegebenen Vielfalt das Ziel des „pursuit of happiness“ 
verfolgen kann.“ 
 


